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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer künftigen Fischereipolitik gegenüber Drittiändern und 
innergemeinschaftiiche Fischerei regeiung 


Schaffung einer 200-Meilen-Fischereizone 
der Gemeinschaft 

Im Anschluß an die Erklärung des Rates vom 
27. Juli 1976 über die Schaffung einer 200-Meilen- 
Fischereizone der Gemeinschaft schlägt die Kom- 
mission dem Rat die Annahme der in dieser Mittei- 
lung im Entwurf beigefügten Entschließung vor. 

In dem Entschließungsentwurf wird vorgeschla- 
gen, daß die Mitgliedstaaten in einer konzertierten 
Aktion Übereinkommen, ihre Fischereigrenzen in 
der Nordsee und im Nordatlantik ab 1. Januar 1977 
auf 200 Meilen auszudehnen. 

Die Kommission ist sich darüber im klaren, daß 
die Veränderung der für die Fischereitätigkeit maß- 
gebenden internationalen Gegebenheiten in naher 
Zukunft auch erhebliche wirtschaftliche und soziale 
Auswirkungen für die Fischer der Gemeinschaft zur 
Folge haben wird, die Fischfang in den Mittelmeer- 
gewässern oder den Gewässern bestimmter west- 
afrikanischer oder lateinamerikanischer Küstenstaa- 
ten ausüben. 

Die Kommission bekräftigt ihre Absicht, mit den 
betreffenden Drittländern unverzüglich Erkun- 
dungsgespräche einzuleiten und anhand des Ergeb- 
nisses dieser Gespräche eine eingehende und um- 
fassende Analyse sämtlicher Probleme vorzuneh- 
men, die sich in diesem Bereich für die Gemein- 
schaft stellen. 

Im Rahmen der Leitlinien und Grundsätze, die be- 
reits für die gemeinschaftliche Regelung der 
Fischereiprobleme in der Nordsee und im Nordat- 
lantik festgelegt wurden, wird die Kommission auf- 
grund dieser Untersuchung so rasch wie möglich 


geeignete Vorschläge für die Verhandlungen mit 
den Drittländern und für die zur Gewährleistung 
der rationellen Bewirtschaftung der Bestände vor- 
zusehenden Maßnahmen unterbreiten. 


Verhandlungen mit Drittländern 

Diese Ausdehnung setzt voraus, daß die Gemein- 
schaft zur Aufnahme von Verhandlungen mit einer 
Reihe von Staaten bereit ist, die bisher in der künf- 
tigen 200-Meilen-Zone der Gemeinschaft gefischt 
haben bzw. in deren Gewässern bisher Fischer aus 
den Mitgliedstaaten Fischfang betrieben haben. 

Für diese Verhandlungen werden dem Rat in die- 
ser Mitteilung bestimmte Verhandlungsrichtlinien 
zur Annahme vorgeschlagen, wobei diese Vorschlä- 
ge einzeln begründet werden. 

Das für die Verhandlungen empfohlene Vorgehen 
trägt der Verschiedenheit der jeweiligen Situatio- 
nen Rechnung und soll gewährleisten, daß die be- 
treffenden Fischereitätigkeiten unter den für sie 
künftig maßgebenden neuen internationalen Gege- 
benheiten schrittweise wieder ins Gleichgewicht 
kommen. Damit kann eine grobe Verzerrung der 
bisherigen Wirtschaftsströme vermieden werden, 
die eine nicht mehr rückgängig zu machende Lage 
schaffen könnte, in der die für ein neues Gleichge- 
wicht erforderlichen Bemühungen um strukturelle 
Anpassung zunichte gemacht würden. 

Für dieses Vorgehen sollen weitestgehend die 
von den Teilnehmern der Dritten Seerechtskonfe- 
renz der Vereinten Nationen angenommenen Leit- 
gedanken maßgebend sein. 
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Die Gemeinschaft ist für ihren Teil bereit, alle 
Folgen der neuen Lage auf sich zu nehmen und ins- 
besondere ihren Partnern vorübergehend Zugang zu 
ihrer eigenen Wirtschaftszone zu gewähren, so daß 
ihre Partner während einer angemessenen Frist ihre 
Fischereitätigkeit, die künftig nicht mehr im Rah- 
men der Einräumung gegenseitiger Fangrechte oder 
des Zugangs zu den Überschüssen ausgeübt würde, 
entsprechend umstellen kann. 

Als Gegenleistung erwartet die Gemeinschaft 
von den anderen Küstenstaaten eine ähnlich ver- 
ständnisvolle Haltung für ihre Belange, Sollten ge- 
wisse Drittländer der Gemeinschaft in dieser Hin- 
sicht eine weniger günstige Behandlung als ande- 
ren Partnern oder eine Behandlung einräumen, die 
einen Bruch im Gleichgewicht der Gemeinschaftstä- 
tigkeit in diesem Bereich herbeiführen würde, so 
daß ihr die Möglichkeiten zu einer entsprechenden 
strukturellen Anpassung genommen würden, wäre 
die Gemeinschaft gezwungen, ihre gesamten Wirt- 
schafts- oder Handelsbeziehungen mit diesen Staa- 
ten zu überdenken. 

Der Mitteilungsentwurf enthält ferner Vorschläge 
betreffend die Beteiligung der Gemeinschaft an in- 
ternationalen Konferenzen zum Schutz der biologi- 
schen Ressourcen des Meeres sowie Vorschläge für 
die künftige Tätigkeit im Hinblick auf die multilate- 
ralen Beziehungen im allgemeinen. 


Interne Regelung 

Gleichzeitit schlägt die Kommission dem Rat die 
Einführung einer Gemeinschaftsregelung für die Er- 
haltung und Bewirtschaftung der Fischbestände 
vor. 

Die Notwendigkeit einer Ergänzung der bisheri- 
gen Vorschriften ergibt sich aus der starken Aus- 
dehnung der Fischereigebiete, die im Anschluß an 
die Erweiterung der Fischereizonen auf 200 Meilen 


unter die gemeinsame Fischereipolitik fallen, und 
aus der Dringlichkeit einer wirksamen Gemein- 
schaftspolitik der Erhaltung der Bestände um die 
Fischbestände in den Gemeinschaftsgewässern zu 
schützen und nötigenfalls aufzustocken. Die Kom- 
mission schlägt vor, bei der Durchführung dieser 
Politik verschiedene Instrumente wie Jahresfang- 
quoten für die einzelnen Artenbestände in den Ge- 
meinschaftsgewässern, Vorschriften zur Beschrän- 
kung der zulässigen Abfischungsarten und geeigne- 
te Kontrollmaßnahmen einzusetzen. Die Kommis- 
sion hält es gleichzeitig für notwendig, daß der Rat 
nunmehr die Ausdehnung der Vorschriften der Ar- 
tikel 100 und 101 der Beitrittsakte beschließt sowie 
verschiedene zusätzliche Bestimmungen erläßt, 
durch die der Zugang zu den Küstengewässern für 
Fischereifahrzeuge, die traditionell von nahegelege- 
nen Häfen aus in diesen Gewässern fischen, be- 
schränkt wird und gleichzeitig in bestimmten Son- 
derfällen den Küstenfischern eine bevorzugte Be- 
handlung bei der Zuteilung der Fangquoten einge- 
räumt wird. Diese Entwicklungen in der Gemein- 
schaft selbst und im Zusammenhang mit der Aus- 
dehnung der Fischereizonen der Drittländer auf 200 
Meilen bedeuten, daß für die Fischereitätigkeit der 
Gemeinschaft wesentliche strukturelle Veränderun- 
gen ins Auge gefaßt werden müssen. Hierfür ist ein 
umfangreiches gemeinsames Aktionsprogramm er- 
forderlich, das erhebliche Ausgaben für den Ge- 
meinschaftshaushalt mit sich bringen wird. Sobald 
der Umstrukturierungsbedarf im einzelnen klar er- 
kennbar ist, werden dem Rat präzise Vorschläge 
zugehen. 

Die Verordnung, die unverzüglich übermittelt 
werden wird, stützt sich auf Artikel 43 des Vertrags 
und erfordert somit die Stellungnahme des Europä- 
ischen Parlaments. In dem vorstehend genannten 
Entschließungsentwurf wird dem Rat empfohlen, 
sich zu verpflichten, vor dem 1. Januar 1977 die im 
Zusammenhang mit diesem Verordnungsentwurf er- 
forderlichen Beschlüsse zu fassen. 


Entschließung des Rates zur Schaffung einer Fischereizone 
der Gemeinschaft und zur Bewirtschaftung ihrer Ressourcen 


DER RAT 

weist auf seine Erklärung vom 27. Juli 1976 über 
die Schaffung einer Fischereizone der Gemeinschaft 
hin, durch die angesichts der von bestimmten drit- 
ten Küstenstaaten gehegten Absicht, spätestens vor 


Ende des ersten Quartals 1977 ihre Fischereizonen 
auf 200 Meilen auszudehnen, ein Schutz der Inter- 
essen der Fischer der Gemeinschaft gewährleistet 
werden soll; 

ist der Auffassung, daß die derzeitige Lage ein 
unverzügliches Vorgehen der Gemeinschaft zum 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 11. Oktober 1976 — 14 — 680 70 — E — Ag 74/76. 

Diese Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 23. September 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermit- 
telt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Mitteilung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Schutz ihrer legitimen Interessen in den Meereszo- 
nen, die von den Folgen dieser Ausdehnungsmaß- 
nahmen am stärksten bedroht sind, erfordert; 

ist der Auffassung, daß die zu diesem Zweck von 
der Gemeinschaft zu treffenden Maßnahmen keinen 
Aufschub über das Ende des laufenden Jahres hin- 
aus dulden und den in der Dritten Seerechtskonfe- 
renz der Vereinten Nationen bisher entwickelten, 
allgemein anerkannten, Leitgedanken Rechnung tra- 
gen müssen; 

kommt überein, daß die Mitgliedstaaten in einer 
konzertierten Aktion die Grenzen ihrer Fischereizo- 
nen vor ihren Nordsee- und Nordatlantik-Küsten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1977 auf 200 Meilen aus- 
dehnen, unbeschadet späterer gleichartiger Maß- 
nahmen in den übrigen, unter ihre Gerichtsbarkeit 
fallenden Fischereizonen, vor allem im Mittel- 
meer ; 

kommt ferner überein, daß 

— die Erhaltung, Bewirtschaftung und Nutzung der 
Fischereiressourcen in diesen Zonen in Überein- 


stimmung mit den Regeln der gemeinsamen 
Fischereipolitik der Gemeinschaft erfolgen; 

— die Bestimmungen über die Nutzung dieser Res- 
sourcen durch die Fischereifahrzeuge der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft im Rahmen der 
gemeinsamen Fischereipolitik vor 1. Januar 1977 
festgelegt werden; 

— von diesem Zeitpunkt an der Zugang zu diesen 
Ressourcen und die Bedingungen für ihre Nut- 
zung durch Fischereifahrzeuge von Drittländern 
den zwischen der Gemeinschaft und diesen 
Drittländern auszuhandelnden besonderen Ab- 
kommen unterliegen, die die Einräumung gegen- 
seitiger Fischereirechte, die schrittweise Einstel- 
lung der bisherigen Fischereitätigkeiten und in 
jedem Fall das Recht auf Zugang zu etwaigen 
Überschüssen vorsehen, wie sie sich aus der 
Anwendung der auf der Dritten Seerechtskonfe- 
renz der Vereinten Nationen bisher entwickel- 
ten und allgemein anerkannten Grundsätze erge- 
ben. 
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Begründung 

und Richtlinien für die Verhandlungen mit dritten Ländern zur Erhaltung und Bewirtschaftung 
der Fischbestände 


Das hier vorgelegte Gesamtkonzept für die Ver- 
handlungen mit dritten Ländern im Zusammenhang 
mit der Ausweitung der Fischereizonen auf 200 
Meilen stützt sich auf die Analyse der derzeitigen 
Lage der Fischereiwirtschaft, ihrer voraussichtli- 
chen Entwicklung, der Interessen der einzelnen An- 
rainerstaaten sowie auf eine künftige internationale 
Regelung entsprechend den allgemeinen Grundsät- 
zen, die im Rahmen der derzeitigen Arbeiten der 
IIL Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 
festgelegt werden. 

Derzeitige Bestände und Zukunftsaussiebten 

Wissenschaftliche Organisationen in aller Welt, 
die sich mit der Schätzung der biologischen Reich- 
tümer des Meeres befassen, sind sich darin einig, 
daß bei den meisten Fischbeständen, insbesondere 
denen des Nordatlantik, eine besorgniserregende 
Lage eingetreten ist und bestimmte Arten sogar 
vom Aussterben bedroht sind. (So empfehlen diese 
Organisationen unter anderem, den Heringsfang 
1977 in der Nordsee völlig einzustellen). 

Diese Sachlage betrifft nicht nur die Fischer der 
Gemeinschaft, sondern sämtliche Fischer, die in 
diesem Gebiet tätig sind. Sie ist das Ergebnis eines 
übermäßigen Ausbaus der Flotten, die mit immer 
wirksameren Ausrüstungen versehen sind und die 
die Entwicklung einer Nahrungsmittelindustrie er- 
möglichten, deren Rentabilität die Erhaltung einer 
Wachstumsrate voraussetzt, wodurch wiederum ein 
neuer Entwicklungszyklus bei den Fangmechanis- 
men ausgelöst wird ^). 

Die für 1977 und die nahe Zukunft projizierten wis- 
senschaftlichen Daten lassen darauf schließen, daß 
dieses Mißverhältnis zwischen Beständen und 
Fangmechanismen noch ernster zu werden droht. 

Diese besorgniserregende Lage wird sich mögicher- 
weise bereits in den letzten Monaten von 1976 ver- 
schärfen, da es bestimmte Küstenstaaten ablehnen, 
die im Rahmen der bestehenden internationalen 
Fischereiorganisationen vereinbarten Maßnahmen 
zur Schonung bestimmter Bestände weiter anzu- 
wenden. 

Der verheerende Rückgang der Fischarten, welche 
die Grundlage der Fischwirtschaft darstellen, sowie 
das Unvermögen der internationalen Kommissio- 
nen, wirksamen Schutz zu gewährleisten und ihre 


Zwischen 1964 und 1974 sind die Gesamtanlandungen 
im Nordatlantik im Durchschnitt um 25 Vo angestie- 
gen. Die Zuwachsrate der EWG und der wichtigsten 
anderen Küstenstaaten liegt unter diesem Durchschnitt, 
die der Ostblockländer dagegen 50 % darüber. 


Wiederaufstockung zu fördern, waren weithin der 
Grund, daß verschiedene Küstenstaaten ihre Fische- 
reigrenzen auf 200 Meilen ausgedehnt haben, um 
autonome und für die Erhaltung und Nutzung der 
Bestände zwingende Maßnahmen durchführen zu 
können. 

Gleichfalls wegen der Gefahr einer Überfischung 
der Küstengewässer ihrer Mitgliedstaaten sieht sich 
die Gemeinschaft gezwungen, ihrerseits mit der 
Schaffung einer 200-Meilen-Zone zu reagieren, in- 
nerhalb deren sie eine autonome Politik führen 
wird, die geeignet ist, ihre eigenen Bestände wieder 
zu vergrößern. 

Schließlich sind nach den allgemein akzeptierten 
bisherigen Ergebnissen der III. Seerechtskonferenz 
Maßnahmen zur Erhaltung der Bestände im Rahmen 
einer geeigneten internationalen Zusammenarbeit 
eine wesentliche Verpflichtung der Küstenstaaten 
als Gegenleistung für ihre sehr umfangreichen 
Rechte über die biologischen Ressourcen dieser 
Wirtschaftszone. So gesehen hängt der Erfolg, den 
sich die Gemeinschaft von den Verhandlungen über 
die Fischereirechte ausrechnen kann, weithin von 
dem Beitrag ab, den sie zur Erhaltung der Bestände 
leisten will. 

Daher erfordert das Verhandlungskonzept 

1. das Bemühen um besondere bilaterale Vereinba- 
rungen über den Zugang zu bestimmten Fisch- 
gründen, die unter die Rechtsprechung dritter 
Länder fallen; 

2, die Lösung der allgemeinen Probleme der Erhal- 
tung der Bestände im Verhandlungsweg, 

Zusammenfassung der Empfehlungen 
zu den Verhandlungsleitlinien 

Die Kommission 

a) schlägt dem Rat vor übereinzukommen, daß in 
dem von ihm zu fassenden Beschluß über die 
Modalitäten einer konzertierten Ausdehnung 
der Fischereizonen der Mitgliedstaaten auf 200 
Meilen der Grundsatz vertreten wird, daß bei 
der Zulassung von Fahrzeugen aus Drittländern 
zu diesen Zonen nur die Fahrzeuge solcher Län- 
der berücksichtigt werden, die Verhandlungen 
mit der Gemeinschaft im Hinblick auf den Ab- 
schluß eines Abkommens aufgenommen haben, 
in welchem die Bedingungen festgelegt werden 
sollen, unter denen diese Fahrzeuge in den be- 
sagten Zonen fischen dürfen; 

b) empfiehlt dem Rat, die Kommission zu Verhand- 
lungen mit Drittländern über Fischereiabkom- 
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men auf Grund der in dieser Mitteilung darge- 
legten Leitlinien zu ermächtigen; 

c) empfiehlt dem Rat, die Kommission zu ermächti- 
gen, mit den Vertragsparteien internationaler 
Konventionen über die Fischerei, die die Fisch- 
bestände der Gemeinschaft berühren, eine Ände- 
rung dieser Konventionen im Sinne der Leitlinien 
der vorliegenden Mitteilung auszuhandeln; 

d) schlägt dem Rat vor zu beschließen, 

— daß die Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien 
von Konventionen gemäß Buchstabe c) sind, 
bis zum L Januar 1977 ihre Absicht melden, 
sich aus diesen Konventionen spätestens am 
31. Dezember 1977 zyrückzuziehen, wenn die 
unter Buchstabe c) genannten Änderungen 
nicht vorgenommen werden-, 

— daß die Verhandlungen in den Fischereikom- 
missionen gemäß Buchstabe c) über die im 
Jahre 1977 einzuführenden Maßnahmen von 
der Kommission bzw. je nach Fall von den 
gemeinsam handelnden Mitgliedstaaten ent- 
sprechend den Leitlinien der vorliegenden 
Mitteilung zu führen sind. 


Teil I — Die Aushandlung von Vereinbarungen 
für den Zugang zu Fanggründen der 
Drittländer 

Sowohl aus wirtschaftlichen Erwägungen als auch 
aus historischen Beweggründen operiert ein großer 
Teil der Flotte der Gemeinschaft außerhalb ihrer 
künftigen Zone, da annähernd ein Drittel ihrer Fän- 
ge im Nordatlantik aus Fanggründen außerhalb die- 
ser Zone stammen 1). Folglich steht die Gemein- 
schaft in einem Zeitraum besonders schwerwiegen- 
der Verknappung, in dem sie, um ihre grundlegen- 
den Interessen zu wahren, eine zeitweilige Reduzie- 
rung ihrer eigenen Fänge hinnehmen muß, wirt- 
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten gegen- 
über, die sich aus der allgemeinen Festlegung der 
Fanggründe auf 200 Meilen ergeben. 

1. Der Vorteil von Vereinbarungen der Gemein- 
schaft mit Drittländern, die ihr den Zugang zu 
ihren eigenen Fischbeständen ermöglichen, ist 
zu beurteilen: 

— im Hinblick auf die Wiederaufstockung der 
eigenen Bestände der Gemeinschaft und die 
Notwendigkeit, vorrangig ihre optimale Befi- 
schung vorzunehmen; 

— nach dem den Partnern zu konzidierenden et- 
waigen Ausgleich; in den meisten Fällen und 
mit Rücksicht auf die Ergebnisse der bereits 
aufgenommenen Erkundungsgespräche sollte 
dieser Ausgleich gegenseitige Fangrechte 
beinhalten. 

Folglich wurde nach Maßgabe der Nettobilanz 
der Fischereiinteressen der Gemeinschaft in den 
verschiedenen Fanggründen und des besonderen 
Charakters, der ihre Beziehungen mit allen drit- 


1) Statistischer Anhang I — Tabelle II 2 — Seite 21 


ten Küstenstaaten kennzeichnet, das Verhand- 
lungskonzept ausgearbeitet, das eine Beurtei- 
lung der Art und der Tragweite etwaiger Ver- 
einbarungen in einem Gesamtkontext ermög- 
licht. 

2. Die vorliegenden Empfehlungen der Kommission 
betreffen die etwaigen Vereinbarungen mit eini- 
gen dritten Küstenstaaten im Nordatlantik. Bei 
ihrer Wahl wurden die Erklärungen oder Ent- 
scheidungen einiger Küstenstaaten mit ausge- 
dehnten Fischereigebieten berücksichtigt, ihre 
Fischereizone sofort oder in den ersten Monaten 
1977 auf 200 Meilen auszudehnen. 

Verhandlungen müssen auch mit Anrainerstaa- 
ten anderer Zonen aufgenommen werden, wo 
sie, wie z. B. im Falle Jugoslawiens im Mittel- 
meerraum und im Falle Senegals in Westafrika 
wegen des nahe bevorstehenden Auslaufens der 
bestehenden Fischereiabkommen besonders 
dringend sind. 

Die Kommission wird nach Abschluß der Vorbe- 
sprechungen, die sie in Kürze aufnehmen soll, 
angemessene Empfehlungen vorlegen. 

A. Der wirtsdiaftlidie Kontext 

1 . Bilanz des Nordatlantiks 

Aus sämtlichen statistischen Angaben geht her- 
vor, daß die Fänge der Gemeinschaft außerhalb 
ihrer potentiellen Zone 1974 annähernd 1,4 Mil- 
lionen Tonnen betragen, die praktisch durch die 
Fänge der Drittstaaten in der Gemeinschaftszone 
ausgeglichen werden ^). 

Hinter diesem quantitativen Gleichgewicht ver- 
birgt sich jedoch ein qualitatives Ungleichge- 
wicht zum Nachteil der Gemeinschaft^); die 
Fänge der Drittländer in dem Gemeinschafts- 
fanggrund betreffen hauptsächlich die Seefisch- 
arten (Heringe, Makrelen), da die sogenannten 
Weißfleischfische nur einen bescheidenen An- 
teil von rd. 150 000 1 ausmachen; dagegen be- 
treffen die Fischereiinteressen der Gemeinschaft 
gegenüber Drittländern besonders die letztge- 
nannten Arten, und das Nettodefizit bei diesen 
kann für das Bezugsjahr mit 250 000 bis 300 000 t 
veranschlagt werden. 

Im übrigen ist zwischen den einzelnen Drittlän- 
dern kein Ungleichgewicht zu erkennen, da die 
wichtigsten „Fremd'' -Fänge in der potentiellen 
Gemeinschaftszone nach der Tabelle I des An- 
hangs nicht von den Küstenstaaten getätigt wer- 
den, in denen die Gemeinschaft ihre Hauptfang- 
interessen hat. 


^) Schätzung für die Annahme, daß im Fanggebiet der 
Nordost-Atlantik-Fischerei-Konferenz die gesamten 
verzeichneten Fänge zwischen dem Gemeinschafts- und 
dem angrenzenden Fanggrund zu gleichen Teilen auf- 
geteilt werden. 

*) Die Beurteilung der Auswirkung der Einbußen je Art 
oder je Mitgliedstaat für das gewählte Bezugsjahr 
weicht nur geringfügig von den in der Arbeitsunter- 
lage, auf die in diesem Absatz Bezug genommen wird, 
vorgelegten ersten Schätzungen ab. 
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2. Eine Analyse der Entwicklung des Fischfangs 
nach Gebieten, Fischarten und Ländern macht 
deutlich, daß Umfang und örtliches Vorkommen 
von Fischmangel sehr schwanken und weitge- 
hend von klimatischen oder biologischen Zufäl- 
len abhängen. Dadurch hängt das Interesse der 
Gemeinschaft am Abschluß von Vereinbarungen 
über den Fischfang, sofern sie einen Ausgleich 
gleicher Art zum Inhalt haben, nicht nur von 
Gesichtspunkten der Wiederaufstockung ihrer 
eigenen Fischbestände, sondern auch von dem 
Verhältnis ab, in welchem diese Bestände in an- 
dere Zonen abwandern, sowie von den Entwick- 
lungsaussichten für die Bestände außerhalb der 
Zone oder wechselseitig abhängige Bestände. 

B. Allgemeine Merkmale 

Die Zahl der unberechenbaren Faktoren bei einer 
Abschätzung der Zukunft, die Unterschiedlichkeit 
der geographischen Gegebenheiten und der wirt- 
schaftlichen Interessen geben notwendigerweise 
Anlaß, ein pragmatisches, ausbaufähiges und an 
den jeweiligen Partner angepaßtes Vorgehen zu 
empfehlen und dabei der derzeitigen Aufteilung der 
Fischereiaktivität auf die einzelnen betroffenen 
Länder Rechnung zu tragen. 

Infolgedessen sollte sich das Vorgehen, je nach 
Drittland, auf folgende Unterscheidungen stützen: 

— Länder, mit denen die Gemeinschaft Abmachun- 
gen über den Zugang zu den Fischbeständen 
aufrechterhalten bzw. neu schaffen will, ohne 
Möglichkeit einer konkreten Gegenseitigkeit; in 
solchen Fällen zielen Verhandlungen in der 
Hauptsache auf die Möglichkeit eines Zugangs 
zu den Überschüssen im Hinblick auf eine Ver- 
besserung der Fangmöglichkeiten für die Ge- 
meinschaft ab. 

— Länder, mit denen die Gemeinschaft gegenseiti- 
ge Konzessionen hinsichtlich des Zugangs zu 
den Fanggründen in Aussicht nehmen kann oder 
muß; diese Gegenseitigkeit interferiert nicht bei 
den Möglichkeiten für die Gemeinschaft, das 
Recht auf Zugang zu etwaigen Überschüssen zu 
erhalten noch bei den Modalitäten eines schritt- 
weisen Abzugs der Flotten für den die Gegen- 
seitigkeit nicht unterliegenden Teil. 

— Länder, bei denen die Gemeinschaft kein grund- 
legendes Interesse in bezug auf einen Zugang zu 
ihren Fischbeständen hat, für die aber die Ge- 
meinschaftszone durchaus von Interesse ist; in 
diesem Fall werden sich die Verhandlungen in 
erster Linie auf eine Ubergangslösung für einen 
schrittweisen Abzug der Fischereiflotten der be- 
treffenden Länder aus der Gemeinschaftszone 
erstrecken. 

Die Vorbereitung solcher Vereinbarungen muß au- 
ßerdem im Gesamtzusammenhang der vorhersehba- 
ren Voraussetzungen für die Entwicklung der 
Fischbestände und der Tätigkeit der verschiedenen 
Fischereiflotten in der absehbaren Zukunft vor sich 
gehen, die durch folgende Merkmale gekennzeich- 
net sind: 


— Die Küsten-Drittländer mit den reichsten Fisch- 
gründen dürften eine Expansion ihrer Fische- 
reiindustrie verfolgen und dadurch die für 
Fremdfischer zugänglichen Überschüsse ver- 
ringern. 

— Die Gemeinschaft hat ein Interesse daran, die 
Betriebskosten ihrer Flotte möglichst zu senken, 
indem sie durch Wiederherstellung der Bestände 
in ihrer eigenen Zone diejenigen Zonen in erster 
Linie fördert, die am wenigsten weit von ihren 
Küsten entfernt sind. Demzufolge liegt der Ge- 
meinschaft nichts an gegenseitigen Konzessio- 
nen in bezug auf den Zugang zu Arten, an de- 
nen sie in Zeiten der Verknappung keinen Man- 
gel leidet. Gleichzeitig muß die Hochseefische- 
rei weiterbetrieben werden, da sie unerläßlich 
für die kontinuierliche Versorgung der Gemein- 
schaft ist, vor allem für die Versorgung mit Ar- 
ten, die in der Gemeinschaftszone gar nicht oder 
nur in geringem Umfang Vorkommen. 

— Da der Stand der Fischbestände wesensgemäß 
evolutiv ist, müssen Fangmengen, die im Rah- 
men gegenseitiger Konzessionen einander zuge- 
standen werden, periodisch unter Berücksichti- 
gung des Zustands, des Standorts und der Wan- 
derung der betreffenden Bestände neu geschätzt 
werden. 

— Der Schutz der Meeresschätze im Küstenstreifen 
innerhalb der 12-Meilen-Grenze ist von grundle- 
gender Bedeutung für die Erhaltung der Arten 
und für den Schutz der spezifischen und lebens- 
wichtigen Interessen der örtlichen Fischer, die 
wesentlich von der Küstenfischerei abhängen. 
Der Haltung entsprechend, die einige Drittlän- 
der diesbezüglich bereits eingenommen haben, 
darf die Gemeinschaft innerhalb dieser Zone 
keine Konzessionen an Drittlandsfischer vorse- 
hen. Von diesem Grundsatz könnte allerdings 
dann abgewichen werden, wenn die Gestaltung 
der Küstenlinie oder geopolitische Gegebenhei- 
ten zu einem sehr engen Ineinandergreifen der 
Küstenfischerei der Fischer aus der Gemein- 
schaft und der Fischer aus Drittländern geführt 
hat, das in den derzeitigen Nachbarschaftsab- 
kommen geregelt ist. 

— Der derzeitige Stand der Fischbestände und die 
Notwendigkeit ihrer Wiederaufstockung müssen 
die Küstenstaaten notwendigerweise zu einer 
Einschränkung ihrer Fischereitätigkeit in ihren 
jeweiligen Zonen, und zwar mehrere Jahre hin- 
tereinander und zum Nachteil in erster Linie der 
Fischer anderer Nationalität, veranlassen. Im 
Fall konkreter Ergebnisse bei ihren Verhandlun- 
gen wird auch die Kommission ihrerseits den 
Folgen dieser Beschränkungen nicht entgehen 
können, zumindest in bezug auf Vereinbarungen 
über den Zugang zu Fanggründen, die nicht 
gleichzeitig eine wirksame Gegenseitigkeit vor- 
sehen. 


Der Begriff Überschuß ist hier der gleiche wie der in 
dem einzigen Verhandlungstext angewandte, der zur 
Zeit zur Erörterung auf der Seereditskonferenz vor- 
liegt. 
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Verhandungsrichtlinien 

Für die Gesamtheit der vorstehenden Erwägungen 

und entsprechend den vorstehend dargelegten all- 
gemeinen Grundsätzen empfiehlt die Kommission, 

i) daß der Rat beschließt, daß nach Schaffung ei- 
ner Fischereizone von 200 Meilen in der Ge- 
meinschaft keine Drittländer mehr die Geneh- 
migung erhalten, innerhalb dieser Zone zu fi- 
schen, außer nachdem sie in Verhandlungen 
mit der Gemeinschaft im Hinblick auf den Ab- 
schluß eines diesbezüglichen Abkommens ge- 
treten sind; 

ii) daß der Rat die folgenden Verhandlungsrichtli- 
nien für die verschiedenen Küstenländer des 
Nordatlantik und der Ostsee erläßt. 

1 . Vereinigte Staaten 

1. Die Gemeinschaft hat wichtige Fischereiinteres- 
sen vor der amerikanischen Küste, die bisher 
auf den Atlantik konzentriert sind. Die Aufrecht- 
erhaltung der Fischerei ist für einen bedeuten- 
den Teil der Hochseefischereiflotte der Gemein- 
schaft, deren technische Eigenschaften insbeson- 
dere im Hinblick auf die Fischereibedingungen 
gerade in diesen Gebieten entwickelt worden 
sind, erforderlich. 

2. Ab 1. März 1977 werden die amerikanischen Be- 
hörden die Ausübung der Fischerei durch aus- 
ländische Schiffe in ihrer vom selben Zeitpunkt 
an auf 200 Meilen ausgedehnten Fischereizone 
von der Erteilung einer Lizenz abhängig ma- 
chen, deren Bedingungen in einem zuvor auf Re- 
gierungsebene mit dem betreffenden Staat abzu- 
schließenden Abkommen definiert werden. 

Die in diesem neuen Rahmen auszuübende Fische- 
rei wird sich im wesentlichen auf die Nutzung 
der Überschüsse beschränken, die den einzelnen 
Unterzeichnerstaaten des Abkommens perio- 
disch auf Grund von Kriterien zugeteilt werden, 
die im „Acte pour la Conservation et la gestion 
des ressources" (Akte über die Erhaltung und 
Bewirtschaftung der Meeresschätze) vom 
13. April 1976 definiert sind. 

3. Angesichts ihrer Position und des Fehlens jegli- 
cher Möglichkeit für eine konkrete Gegenseitig- 
keit muß die Gemeinschaft daher unverzüglich 
den Abschluß einer langfristigen Rahmenverein- 
barung ähnlich den Vereinbarungen anstreben, 
die mit anderen Drittländern in identischer Lage 
abgeschlossen wurden. 

Andererseits muß sie sich in der Phase der Zu- 
teilung der Fischereilizenzen bemühen, die be- 
sonderen Anstrengungen herauszustellen, die 
seitens der Mitgliedstaaten früher unternommen 
wurden und in der Zukunft fortgesetzt werden 
sollen, um bei der Erfassung der Fischbestände 
und ihrer sinnvollen Nutzung mitzuwirken. 

Angesichts der derzeitigen Bestandslage wird 
die Gemeinschaft wahrscheinlich sofort einer er- 
heblichen Einschränkung der Fischereitätigkeit 


im Jahre 1977 zustimmen und zugleich aufpas- 
sen müssen, daß sie Quoten erhält, durch die sie 
nicht ungünstiger behandelt wird als andere 
Staaten. 

Je nach Wiederaufstockung der Bestände wird 
die Gemeinschaft danach streben müssen, in Zu- 
kunft einen ihrer Mitwirkung bei der Revalori- 
sierung der Meeresschätze entsprechenden An- 
teil und Zugang zu den Fischereimöglichkeiten 
in Gebieten zu erhalten, in denen sie bisher 
nicht tätig gewesen ist. 

4. Falls die Gemeinschaft angesichts der unum- 
stößlichen wissenschaftlichen und wirtschaftli- 
chen Daten für eine objektive Bewertung der 
Lage letzten Endes nicht angemessen behandelt 
werden sollte, wäre sie berechtigt, Vergeltungs- 
maßnahmen nach den gleichen Prinzipien anzu- 
. wenden, wie sie im amerikanischen Recht in 
entsprechenden Fällen vorgesehen sind. 

2. Kanada 

1. Die Lage der Gemeinschaftsfischerei in der ka- 
nadischen Zone ist weltwirtschaftlich gesehen 
ziemlich vergleichbar mit der Lage gegenüber 
den Vereinigten Staaten. 

2. Allerdings tragen eine an die kanadische Zone 
angrenzende Gemeinschaftszone sowie ein kürz- 
lich zwischen der Gemeinschaft und Kanada ab- 
geschlossenes Kooperationsabkommen dazu bei, 
den anzustrebenden Beziehungen auf dem 
Fischereisektor einen besonderen Charakter zu 
verleihen. 

Das Bestehen einer gemeinschaftlichen Fische- 
reizone, die an die kanadische Zone angrenzt, 
ermöglicht es der Gemeinschaft, eine stabile 
und dauerhafte Vereinbarung mit echter Gegen- 
seitigkeit auszuhandeln, selbst wenn letztere in 
absoluten Werten bescheiden bleibt. 

Diese Gegenseitigkeit kann angesichts der geo- 
graphischen Lage und der besonderen wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten der Fischerei in den 
beiden genannten Gebieten vorrangig dazu bei- 
tragen, daß die Tätigkeit der örtlichen Fischer 
in diesen Gebieten eine ausgeglichene Entwick- 
lung erfährt. Die Gemeinschaft kann somit eine 
vorteilhaftere Behandlung anstreben, als andere 
Drittländer erhalten, die zugleich Ausdruck des 
engeren Verhältnisses sowohl der Interessen als 
auch der Bemühungen zur Erhaltung und Be- 
wirtschaftung der Meeresschätze wäre. 

3. Unter den gegebenen Umständen bedeutet das, 
daß für die mit Kanada zu treffenden Vereinba- 
rungen ein Rahmenabkommen der Art des mit 
den USA abzuschließenden Abkommens anzu- 
streben ist. Ein solches Abkommen, das eine 
nicht ungünstigere Behandlung als gegenüber 
anderen Drittländern voraussetzt, würde die glei- 
chen Anwendungsverfahren vorsehen. Zu ergän- 
zen wäre das Rahmenabkommen durch eine be- 
sondere Bestimmung über Gegenseitigkeit, de- 
ren Durchführungsbestimmungen unabhängig 
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von denen für die Zuteilung der Überschüsse 
anzuwenden wären, um so der gemeinsamen 
Verantwortlichkeit beider Partner für die Erhal- 
tung bestimmter Bestände und deren Bewirt- 
schaftung in wechselseitiger Abhängigkeit 
Rechnung zu tragen. Ferner soll in das Rahmen- 
abkommen der Inhalt des Angrenzerabkommens 
aufgenommen werden, das zugunsten der loka- 
len Fischer zwischen Frankreich und Kanada 
besteht. Die hierführ vorzusehenden Bestimmun- 
gen sollen bleibend sein, jedoch periodisch 
überprüft werden. 

4. Die Erwägungen betreffend die in naher Zukunft 
zu erwartende Zuteilung der Überschüsse in der 
amerikanischen Zone und deren Zukunftsaus- 
sichten ebenso wie diejenigen betreffend eine 
eventuell unangemessene Behandlung der Ge- 
meinschaft gelten sinngemäß auch für die Ver- 
einbarung mit Kanada. 

5. Im übrigen wird sich die Gemeinschaft auf 
Grund des Abkommens über wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit um eine Förderung von „jointven- 
tures" auf diesem Gebiet, insbesondere bei der 
Nutzung der Fischbestände in den im nördlichen 
Teil der kanadischen Küste gelegenen Fang- 
gründen, bemühen, um zu einem optimalen Ein- 
satz der Schiffe der Gemeinschaft beizutragen, 
die die hierfür geeigneten Ausrüstungen besit- 
zen. 


3. östliche Küstenländer: UdSSR — Polen — 
DDR 

Die Bilanz der gegenseitigen Interessen für 1974 
weist einen erheblichen Kredit zugunsten der Ge- 
meinschaftszone auf. Dieses Ungleichgewicht wird 
wahrscheinlich 1975 und 1976 infolge der allgemei- 
nen Zunahme der Fischereitätigkeit dieser Länder 
im Nordostatlantik noch stärker sein. 

Die Interessen der Gemeinschaft in den Fischerei- 
zonen dieser Länder konzentrieren sich hauptsäch- 
lich auf den in der Barents-See vorkommenden ark- 
tischen Kabeljau sowie auf die Seefischerei in der 
Ostsee. 

Ein Teil der betreffenden Fänge wird jedoch wei- 
terhin unter den gleichen Bedingungen wie vor der 
Ausweitung der Wirtschaftszonen getätigt werden, 
weil sie entweder auf die hohe See lokalisiert blei- 
ben (gilt vor allem für Spitzbergen) oder weil sie zu 
einem Teil von der Kontur der von der Insel Born- 
holm bestimmten potentiellen Zone der Gemein- 
schaft abhängen werden, falls die Ostsee in die 
Ausweitung der derzeitigen Zonen jedes Küsten- 
staates einbezogen werden sollte. 

i) Eine Vereinbarung mit der UdSSR müßte des- 
halb eine gewisse Gegenseitigkeit vorsehen, 
die in erster Linie nach den der Gemeinschaft 
gebotenen Fischereimöglichkeiten in der Ba- 
rents-See zu bewerten wäre, falls die Fische- 
reiinteressen in der Ostsee vor den sowjeti- 
schen Küsten weiterhin im Rahmen der für die 


Ostsee geplanten internationalen Konvention 
aufrechterhalten werden. 

ii) Was Polen und die DDR betrifft, so müßte 
eine solche Vereinbarung — ungeachtet der 
Möglichkeiten eines Gegenseitigkeitsaustau- 
sches in der Ostsee — im wesentlichen die 
Form eines Nachbarschaftsabkommens anneh- 
men. 

iii) Für die übrigen, von der Gegenseitigkeit nicht 
erfaßten Fischereiinteressen der UdSSR sowie 
für die Interessen Polens und der DDR muß 
eine Ubergangslösung ausgehandelt werden, 
die den schrittweisen Abzug der Fischereiflot- 
ten dieser Länder aus der Gemeinschaftszone 
sicherstellt. 

Mit Rücksicht auf die Unterschiedlichkeit der Inter- 
essen müßte sich die Gemeinschaft bereit finden, 
auf dieser Grundlage Fischereivereinbarungen mit 
dieser Gruppe von Drittländern auszuhandeln. 

4. Spanien 

Die Gemeinschaft hat keine wesentlichen Fische- 
reiinteressen in der spanischen Zone, und das Un- 
gleichgewicht in den gegenseitigen Fischereitätig- 
keiten ist besonders stark ausgeprägt. Die Interes- 
sen der Fischer der Gemeinschaft konzentrieren 
sich vor allem auf die Grenzgebiete, wo die durch 
Nachbarschaftsabkommen geregelte Küstenfischerei 
einen wichtigen Faktor der örtlichen Erwerbstätig- 
keit darstellt. 

Unter diesen Bedingungen kann die Gemeinschaft 
den Abschluß eines Gegenseitigkeitsabkommens in 
Erwägung ziehen, dessen Tragweite jedoch auf 
Grund der spezifischen Interessen der Fischer der 
Gemeinschaft zwangsläufig begrenzt wäre und das 
die Merkmale eines Angrenzerabkommens aufwei- 
sen würde. Es würde sich um ein Dauerabkommen 
handeln, das jedoch periodisch überprüft würde. 
Ferner muß für den nicht im Gegenseitigkeitsab- 
kommen erfaßten Teil der Fischereiinteressen Spa- 
niens die Aushandlung einer Übergangslösung vor- 
gesehen werden, die den schrittweisen Abzug der 
spanischen Fischereiflotte aus der Gemeinschafts- 
zone gewährleistet. 

Auf dieser Grundlage müßte sich die Gemeinschaft 
bereit finden, eine Fischereivereinbarung mit Spa- 
nien auszuhandeln. 

5. Färöer 

Die Netto-Fischereibilanz ist verhältnismäßig aus- 
gewogen, und die Aushandlung einer Vereinba- 
rung, die eine Gegenseitigkeit der Fischereirechte 
vorsieht, erscheint zweckmäßig. Die Kommission ist 
indessen der Ansicht, daß es verfrüht ist, Verhand- 
lungen zu eröffnen, und daß abgewartet werden 
sollte, bis die Behörden der Färöer — nach Abwä- 
gung der Vorschläge zur Änderung der internen 
Regelung betreffend den Zugang zu den Gemein- 
schaftszonen — ihre Absicht bezüglich der künfti- 
gen Ausgestaltung ihrer Beziehungen mit der Ge- 
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meinschaft bekanntgeben. Allenfalls müßte die Ge- 
meinschaft Verhandlungen zur Festlegung der Ge- 
genseitigkeiten für 1977 aufnehmen, ohne daß dabei 
der künftigen Regelung vorgegriffen wird. 

6. Norwegen 

Der Anteil der Fischerei am Bruttosozialprodukt ist 
in Norwegen geringer als in Island ; dennoch 
spielt dieser Erwerbszweig in den nördlichen Lan- 
desteilen eine maßgebliche Rolle. 

Die Fischerei im Gebiet von Spitzbergen wird au- 
ßerhalb der norwegischen Wirtschaftszone bleiben, 
sofern die Staaten, die diese Gewässer befischen, 
zu einer international konzertierten Politik zur Er- 
haltung und Bewirtschaftung der Bestände bereit 
sind, bei der die spezifischen und vorrangigen Be- 
dürfnisse des Küstenstaates berücksichtigt wer- 
den. 


Fangtätigkeit bei angemessener zeitlicher Staf- 
felung schrittweise anpassen ließe. 

iii) Die gemäß Absatz 1 zugestandenen Fangvolu- 
men müßten von Zeit zu Zeit nach Maßgabe 
des für jede betroffene Fischart festgesetzten 
TAG (total allowance captures) festgelegt wer- 
den, wobei vor allem dem während eines re- 
präsentativen Zeitraums festgestellten Verhält- 
nis zwischen den in der betreffenden Zone ge- 
tätigten Fängen aus den jeweiligen Beständen 
und dem entsprechenden TAG Rechnung zu 
tragen ist. 

iv) Für die Küstenfischereitätigkeit, die derzeit 
durch Angrenzerabkommen geregelt ist, müßte 
der Inhalt dieser Abkommen in das von der 
Gemeinschaft zu schließende Abkommen über- 
nommen werden. Die hierfür vorzusehenden 
Bestimmungen hätten bleibenden Gharakter, 
würden jedoch periodisch überprüft. 


Die Gemeinschaft hat für Fischereierzeugnisse au- 
tonom und unter bestimmten Bedingungen Zollzu- 
geständnisse gewährt, die sich für 1977 auf der 
Grundlage des 1974 festgestellten Volumens des 
Handels und der Fänge mit knapp 4 Millionen RE 
veranschlagen lassen; der größte Teil entfällt dabei 
auf tiefgefrorene Filets folgender Fischarten; Kabel- 
jau, Schellfisch, Köhler und Rotbarsch. 

Das Fangdefizit bei den genannten Arten (weiß- 
fleischige Fischarten, Kabeljau usw.) beläuft sich 
1976 in der Gemeinschaft für den Teil, der unter die 
künftige norwegische Zone fällt; auf rund 150 000 
Tonnen. 

Unter diesen Umständen schlägt die Kommission 
folgendes Verfahren vor; 

i) Verhandlungen über eine Vereinbarung über 
gegenseitige Fischereirechte gemäß folgenden 
Einzelheiten: 

— Zugang zur norwegischen Fischereizone im 
Hinblick auf gemeinsame Nutzung der Be- 
stände von Kabeljau, Köhler, Rotbarsch und 
Schellfisch; 

— Zugang zur Gemeinschaftszone jenseits ei- 
ner 12-Meilen-Zone für bestimmte Fischar- 
ten (Hering, Lodde, Sprotten) ; die Bedingun- 
gen für den Zugang wären hinsichtlich der 
technischen Einzelheiten (Fanggerät, Ver- 
zeichnis der Schiffe usw.) zu präzisieren 
und könnten eine Beschränkung auf be- 
stimmte Zeiten während des Jahres vorse- 
hen. 


7. Island 

Die wirtschaftliche Zukunft Islands hängt zu einem 
nicht unerheblichen Teil von der Fischerei ab. Dieser 
Wirtschaftszweig stellt 14 Vo des isländischen Brut- 
tosozialprodukts, 73 ®/o der Deviseneinnahmen und 
54 Vo des Handels mit der Gemeinschaft. Unter Be- 
rücksichtigung der spezifischen Bande, die für die 
Beziehungen zwischen den beiden Parteien auf 
Grund des Abkommens vom 23. Juli 1972 und des 
Protokolls Nr. 6 im Anhang zu diesem Abkommen 
bestimmend sind, ist der Gemeinschaft generell dar- 
an gelegen, den Ausbau dieses Wirtschaftszweiges 
zu fördern, um ihren Handel und insbesondere ihre 
Industrieausfuhren auszuweiten. Obgleich die Aus- 
sichten auf diesem Gebiet zwangsläufig begrenzt 
bleiben ^) — die Ausfuhren der Gemeinschaft nach 
Island machen nur 0,1 bis 0,2 Vo ihrer Gesamtaus- 
fuhren aus — kann die Gemeinschaft auf diese 
Weise in Übereinstimmung mit den Grundlinien ih- 
rer Politik gegenüber den unzureichenden indu- 
strialisierten Ländern konkret zur harmonischen 
Weiterentwicklung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen den beiden Parteien beitragen und den 
wirtschaftlichen Aufschwung Islands nach Maßga- 
be von Artikel 1 des Abkommens fördern. 

Im Rahmen dieser grundsätzlichen Ausrichtung 
muß die Gemeinschaft zu allererst eine Lösung an- 
streben, mit der vermieden wird, daß die Herbei- 
führung einer schrittweisen Lösung für die Schwie- 
rigkeiten, die den Fischern der Gemeinschaft durch 
den Verlust ihrer traditionellen Fanggründe er- 
wachsen, durch eine plötzliche wirtschaftliche Stö- 
rung in Frage gestellt wird. 


ii) Falls sich die gesamte Fangtätigkeit der Ge- 
meinschaft in der norwegischen Zone nicht im 
Rahmen einer Vereinbarung auf Gegenseitig- 
keitsbasis regeln ließe, müßte nach einer Über- 
gangslösung gesucht werden, mit der sich die 


1) Landwirtschaft und Fischerei machen 3,2 o/o des Brutto- 
sozialprodukts aus; die Ausfuhren von Fischerei- 
erzeugnissen machen 7,5 o/o der norwegischen Exporte 
nach der EWG und 7 o/o ihrer Gesamtexporte aus. 


Weiterhin kann die Gemeinschaft auf einer Fort- 
setzung der Regelung der gemeinsamen Nutzung 


‘) 


Tabelle der Handelsbilanz mit Island; 


Gesamtausfuhren 
nach EWG 
USA 

Gesamteinfuhren 

EWG 

USA 


305,5 Millionen $ 
77,1 
89,4 

483,3 Millionen $ 
217,2 
44,8 
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bestimmter Fischbestände (Rotbarsch, Kabeljau und 
Schellfisch) bestehen, deren Größe von den Bemü- 
hungen abhängt, die die Gemeinschaft selbst in ih- 
rer eigenen Zone, in den an die isländischen Ge- 
wässer angrenzenden oder in deren Nähe gelege- 
nen Gewässern zum Schutz und zur Vermehrung 
der Bestände unternehmen kann. 

Außerdem kann Island im Rahmen einer dauerhaf- 
ten, mittelfristigen Regelung daran gelegen sein, in 
der Zone der Gemeinschaft bestimmte Fischarten, 
insbesondere Hering und blauer Wittling, zu fan- 
gen; gegenwärtig machen die Fischereiinteressen 
Islands in der Gemeinschaftszone 5 Vo der Gesamt- 
fänge aus. 

Unter diesen Umständen sollte nach Ansicht der 
Kommission folgendes Verfahren eingeschlagen 
werden; 

i) gemeinsame Ausarbeitung der Einzelheiten für 
die Erhaltung der Fischbestände in der an die 
isländischen Gewässer angrenzenden Gemein- 
schaftszone; in enger Beratung zwischen den 
beiden Parteien Festlegung des TAG für die be- 
treffenden Fischarten auf der Grundlage unum- 
stößlicher wissenschaftlicher Daten; 

ii) Einräumung gegenseitiger Fischereirechte für 
die unter i) bezeichneten Fischarten für beide 
Parteien in bestimmten Gebieten oder während 
bestimmter Zeiten innerhalb von Mengengren- 
zen, die die früheren Fänge während eines re- 
präsentativen Zeitraums sowie das Verhältnis 
zwischen diesen Fängen und dem nach Maßga- 
be von Absatz i) festgesetzten TAG berücksich- 
tigen; 

iii) Gewährung von Fischereirechten an die Ge- 
meinschaft für die Dauer von fünf Jahren für 
Sorten, die nicht unter i) angegeben sind, wo- 
bei als Gegenleistung Fischereirechte in den 
Gemeinschaftszonen für pelagische Sorten (He- 
ring, blauer Wittling usw.) eingeräumt werden 
sollen; 

iv) falls solche Vereinbarungen nicht die Möglich- 
keit bieten sollten, die derzeitige Fangleistung 
der Gemeinschaft in den isländischen Gewäs- 
sern abzusichern, wäre außerdem eine Über- 
gangslösung zu finden, mit der über einen ver- 
nünftigen Zeitraum abgestuft eine schrittweise 
Anpassung an den Stand erreicht wird, wie er 
sich aus der in den vorstehenden Absätzen ge- 
nannten Vereinbarung ergibt. 

8. Schweden 

Schweden nimmt geographisch eine Sonderstellung 
ein, die zur Schaffung eines spezifischen Angren- 
zerabkommens mit Dänemark geführt hat, in der 
gegenseitige Zugangsmöglichkeiten bis zu 4 Meilen 
vor den Küsten eingeräumt wurden. 

Die Abwägung der gegenseitigen Fischereibelange 
läßt folgende Lösung ins Auge fassen: 

i) Aushandlung einer Vereinbarung über gegen- 
seitige Rechte, die gleichzeitig den Zugang zu 
den Fischgründen in der Nordsee und in der 


Ostsee einschließt; im Falle einer solchen Ge- 
genseitigkeit müßte auch der Fangquotenanteil 
für die Gemeinschaft in dem Teil des Meeres 
vor der schwedischen Küste in Betracht gezogen 
werden, sofern der Fischfang in der Ostsee auch 
weiterhin der bestehenden internationalen Kon- 
vention unterliegt; 

ii) Aushandlung von Sonderbestimmungen über 
die Tätigkeiten der örtlichen Küstenfischerei 
mit den Merkmalen eines Angrenzungsabkom- 
mens; diese Dauerbestimmungen würden perio- 
disch überprüft. 

9. Finnland 

Auch Finnland hat, im übrigen sehr bescheidene, 
Fischereiinteressen in der potentiellen Gemein- 
schaftszone. Die Gemeinschaft, die keine Möglich- 
keit hat, eine konkrete Gegenseitigkeit ins Auge zu 
fassen außer gegebenenfalls in der Ostsee, wird 
sich infolgedessen wahrscheinlich darauf beschrän- 
ken müssen, eine Übergangsvereinbarung auszu- 
handeln, die den schrittweisen Abzug der finni- 
schen Fischereiflotte erleichtert. 


Teil II — Beteiligung der Gemeinschaft an der 
internationalen Konvention zur Erhal- 
tung der Fischbestände 

Eine Politik zur Erhaltung der Fischvorkommen im 
Wege eines international abgestimmten Vorgehens 
muß die Probleme der Erhaltung und Bewirtschaf- 
tung der Mischbestände innerhalb angrenzender 
Zonen regeln und auf die Phänomene der gegensei- 
tigen Abhängigkeit der Bestände einwirken, deren 
Lebenszyklus von einer Reihe von Faktoren ab- 
hängt, die weit über den Wirtschaftsraum eines 
oder mehrerer Küstenstaaten hinausgehen. Sie er- 
möglicht so ein einheitliches Vorgehen aller Länder 
auf diesem Gebiet im Hinblick auf ein globales bio- 
logisches Gleichgewicht. 

Die im Rahmen bestehender internationaler Kon- 
ventionen eingesetzten Fischereikommissionen, ins- 
besondere die im nordwestlichen wie im nordöstli- 
chen Atlantik und der Ostsee, können eine konkre- 
te Grundlage für eine geeignete internationale Zu- 
sammenarbeit abgeben. Die gegenwärtig geltenden 
Bestimmungen oder Verfahren für die Erhaltung 
der Bestände werden jedoch weder den neuen in- 
ternationalen Gegebenheiten der 200-Meilen-Zone 
noch den Erfordernissen einer gemeinschaftlichen 
Bewirtschaftung der Bestände in dieser Zone ge- 
recht. Die Gemeinschaft muß nämlich in der Lage 
sein, durch ihre eigene Politik die Erhaltung der 
Bestände in ihrer eigenen Zone zu definieren und 
zu verfolgen und die Wirksamkeit internationaler 
Aktionen durch gemeinsame Verpflichtungen zu 
verstärken, deren Umfang und Tragweite von den 
tatsächlichen Verpflichtungen der übrigen Partner 
abhängen. Der Beitrag der Gemeinschaft muß somit 
in verschiedenen, sich ergänzenden Bereichen wirk- 
sam werden: 

— Bilateral zur Erhaltung der von den angrenzen- 
den Zonen abhängenden Mischbestände durch 
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die Festlegung der spezifischen Ziele und der 
entsprechenden Möglichkeiten für ihre Verwirk- 
lichung, wobei es sich um zwingende Verpflich- 
tungen beider Seiten handeln muß; 

— mulilateral zur Erhaltung und Bewirtschaftung 
der Bestände in den Hochseegewässern sowie 
zur Erfassung und Gegenüberstellung der wis- 
senschaftlichen Daten, anhand derer eine Beur- 
teilung der Gesamtlage der Bestände und ihrer 
voraussichtlichen Entwicklung nach Maßgabe 
ihrer Interdependenz möglich ist. 

Diese gemeinsame Beurteilung kann zur Festle- 
gung zwingender Maßnahmen zur Erhaltung und 
Bewirtschaftung der Bestände der Hochseege- 
wässer sowie zu etwaigen Empfehlungen an die 
Küstenstaaten für deren autonome Politik inner- 
halb der ihrer Rechtsprechung unterliegenden 
Zone führen. 


Richtlinien 

Nach diesen allgemeinen Leitlinien muß die Ge- 
meinschaft in zweifacher Weise tätig werden. Zum 
einen gilt es, die langfristigen Probleme zu regeln, 
und zum anderen, umgehend eine Lösung für die 
Probleme der Bewirtschaftung der Bestände im Jah- 
re 1977 zu erarbeiten. 

1. Langfristige Perspektiven 

Die Mitwirkung der Gemeinschaft an der interna- 
tionalen Zusammenarbeit * zur Erhaltung und Nut- 
zung der Bestände muß durch die Gemeinschaft als 
ein einziger Küstenstaat erfolgen, der auch als sol- 
cher auftritt. Den Rahmen dafür könnten gegebe- 
nenfalls die bestehenden Organisationen der IC- 
NAF, der NEAFC und der Ostsee abgeben, voraus- 
gesetzt, daß die Vorschriften, die gegenwärtig ihre 
Arbeitsweise bestimmen, entsprechend geändert 
werden, um: 

— die Beteiligung der Gemeinschaft als solche 
nach den Bestimmungen des Vertrags zur Aus- 
übung ihrer Befugnisse und insbesondere ihrer 
Befugnisse aufgrund der gemeinsamen Fische- 
reiprodukte zu gewährleisten; 

— die Verantwortlichkeit des internationalen Or- 
gans in dem in den allgemeinen Erwägungen an- 
gedeuteten Sinn zu begrenzen und/oder anzu- 
passen, um ihre Übereinstimmung und Verein- 
barkeit mit den Grundsätzen der dem Küsten- 
staat für die Erhaltung und Bewirtschaftung sei- 
ner eigenen Fischbestände übertragenen Verant- 
wortung zu gewährleisten. 

Folglich empfiehlt die Kommission dem Rat, die 
Kommission zu ermächtigen, die zu diesem Zwecke 
erforderlichen Verhandlungen mit Drittländern ein- 
zuleiten und fortzusetzen. 

2. Die Aussichten für 1977 

Zu den kurzfristigen Maßnahmen erklärt die Kom- 
mission, die Fischereikommissionen der internatio- 


nalen Konventionen des Nordost- und Nord- 
west-Atlantiks sowie der Ostsee würden gegen 
Ende 1976 zusammentreten, um insbesondere die 
Fangquoten mehrerer Fischarten für 1977 festzuset- 
zen und deren Verteilung auf die Vertragsparteien 
zu gewährleisten: die Beschlüsse werden auf der 
Grundlage der diesen Kommissionen derzeit über- 
tragenen Zuständigkeiten gefaßt und sollen zu ei- 
nem Zeitpunkt in Kraft treten, an dem eine große 
Zahl von Küstenstaaten ihre Fanggründe ausge- 
dehnt haben und künftig die Zuständigkeiten aus- 
üben, die vorher den internationalen Organisatio- 
nen übertragen waren. 

Die Beschlüsse dieser Kommissionen, die die Teil- 
nehmerstaaten für Zeiträume bis zu einem Jahr bin- 
den und folglich in diesem Falle das ganze Jahr 
1977 betreffen können, sind natürlich geeignet, die 
Beschlüsse, die die Gemeinschaft für 1977 im Rah- 
men der gemeinschaftlichen Bewirtschaftung der 
Fischbestände der potentiellen Gemeinschaftszone 
fassen muß, und ferner die Möglichkeiten bilatera- 
ler Verhandlungen mit Drittländern zu beeinflus- 
sen. 

Folglich obliegt es den Gemeinschaftsorganen, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um zu ge- 
währleisten, daß die Beschlüsse dieser Fischerei- 
kommissionen für die an diesen Konventionen be- 
teiligten Mitgliedstaaten keine Verpflichtung mit 
sich bringen, die für 1977 dieses unabhängige und 
vertragsmäßige Vorgehen der Gemeinschaft behin- 
dern könnte, und daß die Verhandlungen in diesen 
Kommissionen von der Gemeinschaft geführt wer- 
den oder, falls dies nicht möglich ist, durch ein ge- 
meinsames Vorgehen der betroffenen Mitgliedstaa- 
ten nach Richtlinien, die der Rat notfalls erlassen 
könnte. Die Kommission meint, in den Fischerei- 
kommissionen, in denen sie den Status eines Beob- 
achters mit Mitspracherecht hat (nämlich die Inter- 
nationale Kommission für die Atlantik-Fischerei, 
die Nordost- Atlantik-Fischereikonferenz), könne sie 
in Beratung mit den Vertretern der Mitgliedstaaten 
diese Verhandlungen im Namen der Gemeinschaft 
führen, während in den übrigen Fällen die betroffe- 
nen Mitgliedstaaten gemeinsam und in Beratung 
mit dem Vertreter der Kommission verhandeln soll- 
ten. 

Aus diesen Gründen schlägt die Kommission dem 
Rat vor zu beschließen: 

— daß die Verhandlungen in den Fischereikommis- 
sionen je nach Fall von der Kommission oder 
den betreffenden Mitgliedstaaten, die gemein- 
sam handeln, auf der Grundlage der vorgenann- 
ten Richtlinien geführt werden und 

— daß die Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien 
dieser sowie aller weiteren multilateralen Kon- 
ventionen sind, die die Bewirtschaftung der ge- 
meinschaftlichen Fischbestände betreffen, vor 
dem 1. Januar 1977 ihre Absicht mitteilen, sich 
bis spätestens zum 31. Dezember 1977 aus diesen 
Konventionen zurückzuziehen, falls die Ände- 
rungen gemäß Punkt 1 nicht erfolgt sind. 
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Tabelle IILl 


Zusammenfassung der Drittländerfänge in Fische- 
reizonen, die wahrscheinlich Gemeinschaftsgewässer 
werden 

(alle Sorten, ohne Weichtiere, in tausend Tonnen) 


Land 

Gesamtfang, 

EG- 

„NEAFC“- 
Gebiet i) 
(Zahlen 
1974) 

Gesamtfang, 

EG- 

„ICNAF"- 
Gebiet 2) 
(Zahlen 

1973) 

Norwegen 

442 

17 

Schweden 

110 

— 

Färöer-Inseln®) 

107 

6 

Island 

42 

— 

Sowjetunion 

388 

15 

DDR 

55 

— 

Polen 

66 

— 

Portugal 

— 

9 

Spanien 

359 

30 

Kanada 

— 

67 

insgesamt (angegebene 



Länder) 

1 569 

144 

Gemeinschaftsfang in 
Gemeinschafts- 
gewässern (1974) 

2 663 

10 

Gemeinschaftsfang in 
Nicht-Gemeinschafts- 
gewässern (1974) 

1301 

106 


(NEAFC- 

Gebiet) 

(ICNAF- 

Gebiet) 


einsdiließlidi NEAFC-Zonen: lila, b, c, IV a (50v, H.), 
IV b, c, VI a, VII, VIII, XIV 

einsdiließlidi ICNAF-Zonen: I {Westgrönland), 3 PS 
(St. Pierre und Miquelon) 

^) Für die Zwecke dieser Tabelle gelten die Färöer-Inseln 
und die Färöer-Gewässer als außerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft liegend. 
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Anhang I 


Empfehlung für einen Beschluß des Rates, mit dem die Kommission ermächtigt wird, 
Fischereiabkommen mit dritten Ländern auszuhandeln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eine Reihe von Drittländern, die in Küstenzonen, 
vor allem in der Nordsee und im Nordatlantik in 
großem Umfang Fischfang betreiben, haben ihre 
Fischereizonen bereits einseitig auf 200 Meilen aus- 
gedehnt oder beschlossen, dies ab 1. Januar 1977 zu 
tun. Diese Maßnahmen müssen sich zwangsläufig 
auf die Interessen der Fischer der Gemeinschaft 
auswirken. Es empfiehlt sich daher für die Gemein- 
schaft, unverzüglich Verhandlungen mit den in Fra- 
ge stehenden Ländern aufzunehmen, um mit ihnen 
Vereinbarungen zu treffen, welche die Wahrung 
dieser Interessen gewährleisten können. 


Im Hinblick auf eine konzertierte Ausdehnung 
der Fischereizonen der Mitgliedstaaten auf 200 
Meilen, innerhalb deren der Fischfang durch Be- 
stimmungen der gemeinsamen Fischereipolitik der 
Gemeinschaft geregelt werden soll, muß im Rah- 
men dieser Verhandlungen auch eine Regelung für 
die in diesen Zonen derzeit von Fischereifahrzeu- 
gen dritter Länder ausgeübte Fischereitätigkeit ge- 
troffen werden — 

BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Die Kommission wird ermächtigt, zu den Bedin- 
gungen und entsprechend den Leitlinien der oben- 
genannten Empfehlung der Kommission Fischerei- 
abkommen mit dritten Ländern auszuhandeln. 

Die Kommission führt diese Verhandlungen in 
Konsultation mit den Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten. 
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